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NAME                
10.12.2009
Adresse 

Nds. Landesamt für 

Bezüge und Versorgung 

Postfach 

<Hier zuständiges NLBV eintragen>
Pers-Nr.:                     

Widerspruch gegen die Festsetzung der Besoldung ab dem 01. März 2009
Sehr geehrte Damen und Herren,

gegen die Höhe meiner Dienstbezüge, wie sie in meinen Gehaltsmitteilungen ab  Juni 2009 ausgewiesen ist, lege ich 

Widerspruch

ein und beantrage, 
a) festzustellen, dass die mir gewährten Dienstbezüge nicht amtsangemessen sind,

b) mich rückwirkend zum 1. März 2009 und für die Zukunft amtsangemessen 
    zu alimentieren.

Begründung:

Der Widerspruch unmittelbar gegen die Höhe der Besoldung ist zulässig. Eines vorgeschalteten Antragsverfahrens im Fall der Rüge nicht amtsangemessener Alimentation bedarf es nicht. Die Erhebung des beamtenrechtlichen Widerspruchs reicht aus (BVerwG, Urteil vom 28.06.2001 - 2 C 48.00 -, BVerwGE 114, 350). Dasselbe gilt für Richterinnen und Richter, Staatsanwältinnen und Staatsanwälte.

Der Widerspruch ist auch begründet. Die Höhe der mir gewährten Besoldung verletzt das durch Art. 33 Abs. 5 GG gewährleistete Prinzip der amtsangemessenen Alimentation. Insoweit verweise ich vorerst auf das gemeinsame Positionspapier des Bundes Deutscher Verwaltungsrichter und Verwaltungsrichterinnen (BDVR) und des Deutschen Richterbundes (DRB) aus dem August 2008 (nachzulesen unter http://www.drb.de/cms/fileadmin/docs/besoldung_positionspapier_080818.pdf).

Wegen der Einzelheiten der rechtlichen und tatsächlichen Grundlagen nehme ich Bezug auf den Inhalt des von dem Deutschen Richterbund eingeholten Gutachtens der Firma Kienbaum zu Gehaltsentwicklung bei Juristen in der Privatwirtschaft und in Anwaltskanzleien (nachzulesen unter http://www.drb.de/cms/fileadmin/docs/ gutachten_kienbaum_endg_080703.pdf) sowie auf den Inhalt der von einer Arbeitsgruppe des Bundes Deutscher Verwaltungsrichter erstellten umfangreichen Dokumentation zur Richterbesoldung und -versorgung (nachzulesen unter http://www.bdvr.de/aaa_Dateien/Besoldung/Besoldung.pdf).

Den Antrag zu a) - Feststellungsantrag - habe ich unter Berücksichtigung der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 14.10.2009 (BVerfG, 2 BvL 13/08 u.a.) gestellt.
Im Hinblick auf die bevorstehenden Musterklageverfahren des Niedersächsischen Richterbundes im Jahr 2009 beantrage ich das Ruhen des Verfahrens und bitte Sie, mir schriftlich zu bestätigen, dass Sie für die Dauer der Durchführung der Musterverfahren auf die Erhebung der Einrede der Verjährung verzichten.
Mit freundlichen Grüßen
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